
Staatliche Ohnmacht und Entdemokratisierung angesichts der
Globalisierung?1

Demokratie verlangt
- die Beteiligung der Bürger an politischen Entscheidungen

- die Existenz von Entscheidungsalternativen

1. Gibt es angesichts von Globalisierungsprozessen politische
Entscheidungsalternativen?

2. Ist das politische System so positioniert, daß es über
Entscheidungsalternativen verfügt?

3. Sind die Voraussetzungen dafür gegeben, daß über
Entscheidungsalternativen demokratisch entschieden werden kann?

I Globalisierung

- Was ist Globalisierung?

- Was folgt aus der Globalisierung?

- Welches sind die praktisch zu ziehenden Konsequenzen? Die
Antwort des Neo-liberalismus

- Kritik am Neo-liberalismus

II Globalisierung und Demokratie

1. Politischer Handlungsspielraum: Gibt es angesichts von
Globalisierungsprozessen politische Entscheidungsalternativen?

- Alternativen der Politik in Europa

- Alternative Konzepte

                                                       
1 Prof. Dr. Hans Joachim Giegel (Jena)
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2. Ist das politische System so positioniert, daß es über
Entscheidungsalternativen verfügt?

Die Chancen einer europäischen Politik

3. Sind die Voraussetzungen dafür gegeben, daß über
Entscheidungsalternativen demokratisch entschieden werden kann?

3.1 Bei Verlagerung auf höhere Entscheidungsebenen ist die
Qualifikation des Staatsbürgers in extremer Weise gefordert.

3.2  Ungünstige Voraussetzungen für Demokratie : die
Heterogenität der europäischen Länder.

3.3 Einseitige Aufgabenbestimmung der Wirtschafts- und
Währungsunion.

3.4 Vorschläge zu einer politischen Gestaltung Europas

- "Europa mit zwei Geschwindigkeiten"

- "Europa der Relativitäten"

3.5 Vorschläge zur Erweiterung der Demokratie

- Europäisches Referendum

- Entwicklung von europäischer zivilgesellschaftlicher
Kooperation

"Wenn aber tatsächlich 'moderne Wirtschaftspolitik' nur noch auf
Deregulierung, Flexibilisierung und Kostensenkung hinauslaufen
kann, dann hat auch die Demokratie ihre Funktion verloren,
Akzeptanz für Wahlhandlungen der Politik zu sichern, die so oder
auch anders getroffen werden könnten. Dann läuft der
demokratische Betrieb leer, degeneriert zum Medienspektakel ohne
legitimierende Bedeutung." Scharpf 1995: 582

Zunächst Demokratie, dann Globalisierung, schließlich Beziehung
zueinander.

Hier mit sehr einfachem Begriff der Demokratie arbeiten:
- es geht darum, daß Bürger an politischen Entscheidungen
beteiligt werden (mit gleichem Recht) und zwar so, daß es einen
Unterschied für politische Entscheidungen macht, ob sie so oder
so denken.



- zur Demokratie gehört aber mehr: nur Demokratie bei
Entscheidungsalternativen

- Das politische System muß so positioniert sein, daß ihm
Entscheidungsalternativen verfügbar sind. Der deutsche Staat kann
in Deutschland Steuern erhöhen, deswegen kann es darüber eine
demokratische Auseinandersetzung geben. Der deutsche Staat kann
aber nicht entscheiden, ob Steuern in Europa erhöht werden, er
kann nicht einmal einen Anstoß in diese Richtung geben, wenn die
meisten anderen Länder in Europa dagegen sind. Demokratische
Entscheidungsprozesse sind nur möglich, wo ein Staat so
positioniert ist, daß er entscheidungslaternativen hat.
- zur Demokratie gehört, daß die im Entscheidungsprozeß
unterlegene Minderheit die Entscheidung anerkennt. Demokratie
wird oft einseitig als Volksherrschaft bezeichnet. Tatsächlich
ist sie im gleichen Maß auch Volksunterwerfung, Unterwerfung der
Minderheit unter die Mehrheit. Daraus ergibt sich eine wichtige
Schlußfolgerung: Demokratie existiert nur dort, wo der Minderheit
die Unterwerfung unter die Mehrheit zugemutet werden kann. Das
setzt zumindest voraus, daß die verschiedenen Gruppen der
Gesellschaft Respekt voreinander haben und d.h. entschlossen
sind, grundlegende Ansprüche anderer Gruppen nicht in
Mehrheitsentscheidungen zu verletzen.

(Ich werde über Globalisierungprozesse reden, aber die Frage der
Demokratie nur im europäischen Maßstab diskutieren.)

Aus diesen Vorüberlegungen ergibt sich die Gliederung meiner
folgenden Überlegungen:
1. Gibt es angesichts von Globalisierungsprozessen politische
Entscheidungsalternativen?
2. Ist das politische System so positioniert, daß ihm
Entscheidungsalternativen verfügbar sind?
3. Sind die Voraussetzungen dafür gegeben, daß über
Entscheidungsalternativen demokratisch entschieden werden kann?

Globalisierung
1.1 Was ist Globalisierung?
- Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung. Wir produzieren
nicht nur für die Bundesrepublik, sondern für die ganze Welt, un
dumgekehrt beziehen wir Güter von anderen Ländern.
Gefördert vor allem durch die Senkung der Transportkosten und die
Entwicklung der Kommunikationstechnologie.
Eine gewisse Beschleunigung, aber nicht dramatisch.

- Die Schwellenländer dringen in Produktionsbereiche ein, die
bisher alleine von den hoch industrialisierten Ländern besetzt
waren. In diesen Bereichen entwickelt sich eine verschärfte
Konkurrenz.
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- Firmen investieren nicht nur in im eigenen Land, sondern
streuen ihre Investitionen über die ganze Welt (allerdings
konzentriert in bestimmten Teilen!)
Begünstigt durch Wandlungen der Produktionsstruktur, die es
erlauben, die Standorte in relativ kurzen Zeiträumen zu wechseln.

- Das Finanzkapital wurde in den siebziger Jahren von
Regulierungen befreit, so daß es völlig ungehindert und
unreglementiert von einem Ort der Welt zum anderen sich
hinbewegen kann. Das hat zur Folge, daß täglich riesige
Kapitalströme in Bewegung gesetzt werden, die insbeosndere aus
spekulativen Gründen neue Anlagemöglichkeiten suchen. auf diese
Weise löst sich die Bewegung des Finanzkapitals immer mehr von
den realen Tauschprozessen ab.
Vgl. die 1 Billion $, die täglich umgesetzt werden, mit dem
jährlichen Volumen des Welthandels. Vgl. Jahrbuch Arbeit und
Technik 1997: 49
Ehrenberg, Martin

1.2 Was folgt aus der Globalisierung?
(nur einige wenige Punkte)

- es gibt einen Druck auf die niedrig qualifizierte (literate)
Arbeitskraft

- es gibt eine verschärfte Standortkonkurrenz (viele Faktoren:
von hoher Qualifikation, Arbeitsfrieden, usw. bis niedrige Löhne,
keine Sozialversicherung, niedrige Steuern, niedrige
Umweltstandards etc.)

- die Staaten können nicht mehr über die Höhe des Zinssatzes
bestimmen und darum nicht mehr durch Senkung des Zinssatzes die
Investitionen befördern.

(in den 60ern 2%, in den 80ern 8%, seit 90 ca. 6% Scharpf)
Vgl. Voraussetzungen der Keynesianischen Politik bei Scharpf
1996: 569f.

1.3 Welches sind die praktisch zu ziehenden Konsequenzen? Die
Antwort des Neo-liberalismus
(Hier müssen wir differenzieren)

- Freie Entwicklung des Marktgeschehens: Verzicht des Staates auf
Keynesianische Politik

- Herabsetzung von Löhnen, Sozialabgaben, generell günstige
Standortbedingungen



Aus dieser Perspektive scheint es keine Alternativen mehr zu
geben

1.4 Kritik: Mythos der Globalisierung: Elsenhans, Krätke: 224,
(Wagner Joachim 1997 wenig)

- man muß im Hinblick auf die realen Entwicklungsprozesse
differenzieren: z.B. die Standortkonkurrenz findet zwischen den
entwickelten Ländern statt.
Also nicht Lohnkonkurrenz (außerdem Lohnkosten geringer Anteil.
Auch nach Aussagen der Unternehmer kein Hauptmotiv)

Oder: Rückgang der ausländischen Investitionen (?)
(auch: Rückgang des Exports, aber jetzt schon stiller: ist
tatsächlich ein Gegenargument geworden)
- es werden manche Seiten ungerechtfertigt dramatisiert, z.B.
Höhe der deutschen Löhne (entscheidend die Lohnstückkosten),
von den Daten her unplausibel: Lohnstückkosten, Exportstärke,
Direktinvestitionen,
(Überhaupt: einseitige Diagnose vgl. Minford, Martin, Elsenhans)

- bestimmte Faktoren werden übersehen, z.B. die Bedeutung der
Wechselkurse und das macht die praktischen Vorschläge extrem
fragwürdig (vgl. Minford, Elsenhans) (Problem wird immer erneut
geschaffen)
insgesamt falsche Vorstellung (Krugman)

- Bestimmte negative Konsequenzen nicht ernst genommen:
Unterkonsumption

Dahinter ein systematischer Vorgang. Wenn Lohnsenkung, dann
doppelter Effekt: es kommt auch den Unternehmern zugute. (Ob es
dagegen den Arbeitern zugute kommt, ist zweifelhaft)

- Real: Ständige Verbesserungen der Unternehmerposition
(Lohnquote auf Tiefststand, Unternehmergewinne hoch Ganssmann)
Gleichwohl ausbleibender Erfolg: mehr von derselben Medizin.
Inflexibilität des Sachverständigenrats

also
- erhebliche Bedenken, ob die Diagnose richtig ist
- ob die vorgeschlagene Medizin überhaupt effektiv ist
- ob die Medizin nicht ihrerseits zu Problemen führt.

Aber dann kommt noch etwas hinzu:
die Vorschläge des Neo-liebarlismsu laufen ja auf eine enorme
Umverteilung hinaus. Dieser Effekt ist jedenfalls sicher. Wenn
aber diese Umverteilung gar nicht zu den Ergenissen führt, die
man versprochen hat, dann drängt sich der Verdacht auf, daß diese



6

Strategie nur noch einem Ziel dient, nämlich die zu begünstigen,
die von ihr gewinnen können. Alle anderen Gruppen müssen starke
zweifel daran haben, daß diese Strategie für sei etwas bringt.
Sie haben allen Grund, nach Alternativen zu suchen.

(Wo?: nicht Verbesserung der Volkswirtschaft, sondern der
Unternehmer)
- Als Naturereignis dargestellt. Aber: nicht einfach Druck der
Ökonomie, sondern die Politik hat selbst zur Herbeiführung
bestimmter problematischer Voraussetzungen beigetragen Krätke 225
- Martin
D.h. nicht daß die Politik dies einfach zurückdrehen könnte

Auch mögliche Handlungsressourcen politisch verdorben. z.B. die
europäische gemeinsame Währung. (Aus Resultaten des politischen
Handelns werden vorgegebene Zwänge)

2. Globalisierung und Demokratie

1. Politischer Handlungsspielraum: Gibt es angesichts von
Globalisierungsprozessen politische Entscheidungsalternativen?

Daß es Alternativen gibt, läßt sich auf zweierlei Weise
demonstrieren
1. Man kann feststellen, daß die Europäischen Länder schon jetzt
Alternativen realisieren, sie reagieren unterschiedlich auf die
Globalisierung
Vgl. Niederlande (Schmid, Leviathan 3/1997)

2. Es gibt nicht nur Diskussionen über andere Formen politischer
Intervention, sondern inzwischen auch gut ausgearbeitete,
realistische und realisierbare Konzepte.

Auch hier nur ein Beispiel: es ist von verschiedenen Autoren
gezeigt worden, daß es für wenig qualifizierte Arbeit nicht nur
die amerikanische Antwort gibt, d.h. drastische Reduzierung der
Löhne. Denkbar ist auch eine Lösung, die mit einer Art negativer
Einkommenssteuer verbunden ist. Dieses Konzept sieht vor, daß die
Unternehmer wie in den USA nur einen reduzierten Lohn zahlen, daß
aber diese Zahlung durch staatliche Zuwendung ergänzt wird, so
daß sie bis auf ein bestimmtes Niveau steigt. Das könnte z.B. in
der Form laufen, daß der Staat für diese Arbeitskräfte die
Sozialversicherungen zahlt. Eine solche Teilsubventionierung
hätte 1. den Vorteil, daß die nicht-qualfifizierten Arbeitskräfte
ein existenzsicherndes Einkommen erhalten und 2. den Vorteil, daß
damit das ganze Lohngefüge nicht ins Wanken kommt. Gewerkschaften
können einer Lohnsenkung auf der untersten Ebene nicht zustimmen,
solange sie befürchten müssen, daß damit das ganze Lohngefüge auf
eine schiefe Bahn gerät.
Der Vorschlag ist vor allen Dingen deshalb attraktiv, weil er zu
relativ geringen Kosten eine erhebliche Anzhal zusätzlicher
Arbeitsplätze schaffen würde.



Es wäre fahrlässig, angesichts dieser Situation zu behaupten, es
gäbe keine Alternative.
2. Ist das politische System so positioniert, daß ihm
Entscheidungsalternativen verfügbar sind?

Der National-Staat erweist sich als zu begrenzt. Darum notwendig,
größere politische Räume zu schaffen. Europa könnte die
Möglichkeit von politischen Alternativen öffnen (und dadurch
Demokratie fördern).

3. Sind die Voraussetzungen dafür gegeben, daß über
Entscheidungsalternativen demokratisch entschieden werden kann?

Schwierigkeiten der Demokratisierung

3.1 Bei Verlagerung auf höhere Entscheidungsebenen ist die
Qualifikation des Staatsbürgers in extremer Weise gefordert.

Dahl

3.2  Ungünstige Voraussetzungen für Demokratie : die
Heterogenität der europäischen Länder.
Es gibt keinen einheitlichen Demos, so daß konfliktorische
Politik und Mehrheitsentscheidungen Legitimität erlangen könnte.
Es gibt keine Verbindungen, die ein einheitliches Staatsvolk
hervorbringen würden. Es gibt sich stark voneinander
unterscheidende Kulturen. Es gibt keine gemeinsame Sprache. Im
politischen Bereich: keine gemeinsamen Parteien, keine gemeinsame
Kandidatenaufstellung. (wichtige Konsequenz: Die Konfliktlinie
ist nicht Partei A gegen Partei B, sondern Deutschland und
England gegen Griechenland und Portugal.)
Schließlich gibt es extreme Differenzen im Niveau der
wirtschaftlichen Aktivitäten. wir haben erhebliche Differenzen
einerseits auf dem Feld der Faktorproduktivität. (Die
Arbeitsproduktiviät ist in Deutschland und England drei bis
viermal so hoch wie in Griechenland und Portugal) Wir haben
andererseits extreme Differenzen bei Produktionskosten, z.B. den
Lohnkosten: in Deutschland das Vier- bis Sechsfache im Vergleich
zu Griechenland und Portugal. Scharpf 117)
D.h. aber, es gibt keine Legitimationsbasis dafür,
Mehrheitsentscheidungen gegenüber einer Minderheit durchzusetzen.
Die Minderheit wird sich in ihren fundamentalen Rechten,
insbesondere der nationalen Souveränität, verletzt sehen. (Bsp.
Vereinheitlichung sozialer Standards. Ebenso Umwelt)

In allen Fragen, in denen diese Heterogenität sich bemerkbar
macht, kein Versuch, eine gemeinsame Regelung herzustellen.

Aber es gibt doch bestimmte Felder, auf denen Europa als Einheit
auftritt. Läßt sich dies nicht demokratisch regulieren?
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3.3 Einseitige Aufgabenbestimmung der Wirtschafts- und
Währungsunion.

Was wird reguliert und was wird nicht reguliert
(Negative Integration = supranationale Rechtssprechung (vgl.
Scharpf 1996: 109) versus (fehlende) positive Integration

Reguliert: Deregulierung der Märkte. Dies wird durch eine
supranationale Rechtssprechung durchgesetzt. (Keine nationale
Souveränität).
Es gibt auch Vereinheitlichungsbemühungen auf der Ebene der
Produkte und der Produktion, der Arbeitsschutzbestimmungen und
der Sozialpolitik, der regionalen Wirtschaftsförderung und der
Technologiepolitik. Aber das heißt nicht, daß Vereinheitlichung
sich gleichermaßen auf alle politischen Materien ausbreitet.
Tatsächlich gibt es hier grundsätzliche Unterscdhiede. Die
erreichten Regelungen sind sehr einseitig. Es gibt Bereiche, in
denen es zu gemeinsamen Regelungen kommt, es gibt andere
Bereiche, in denen Regelungen (grundsätzlich) blockiert werden.
Ich möchte Ihnen dies am Bsp. des Umweltschutzes erläutern. Im
Umweltschutz können wir einen produktbezogenen Umweltschutz von
einem produktionsbezogenen oder standortbezogenen Umweltschutz
unterscheiden. Einerseits können sie Produkte umweltfreundlich
gestalten: z.B. sie produzieren Kühlschränke, in denen keine
Fluorkohlenwasserstoffe verwendet werden. Andererseits können Sie
die Produktion umweltfreundlich gestalten. Z.B. können Sie
verlangen, daß in den Betrieben die SO2 Emmission unter einen
bestimmten Wert gesenkt wird. Nun zeigt die europäische
Umweltpolitik im Hinblick auf diese beiden Formen eine ganz klare
Differenz. In vielen Bereichen kann ein einheitlicher
produktbezogener Umweltschutz durchgesetzt werden. Dagegen
gelingt die Vereinheitlichung des produktionsbezogenen oder
standortbezogenen Umweltschutzes fast nirgendwo.
Was den produktbezogener Umweltschutz anbelangt, haben sie bei
allen Ländern ein Interesse daran, die Regelungen zu
vereinheitlichen. Solange sie länderspezifische Regelungen haben,
besteht eine Blockierung für den Export von Gütern in die Länder
mit dem höchsten Umweltschutz. (Wenn Deutschland
Fluorkohlenwasserstoffe verbietet, Griechenland aber nicht ... )
Zwar gibt es auch hier unterschiedliche Interessen: die ärmeren
europäischen Länder würden lieber niedrigere
Umweltschutzbestimmungen haben, die reicheren höhere. Aber alle
sind daran interessiert, daß es gemeinsame Regelungen gibt. Und
häufig gelingt es in dieser Konstellation, die höheren
Schutzbestimmungen durchzusetzen.
Ganz anderes die Situation beim produktionsbezogenen
Umweltschutz. Denken Sie daran, daß in den europäischen Ländern
extrem unterschiedliche Faktorproduktivitäten existieren. Die
Länder mit der geringeren Produktivität können nur
wettbewerbsfähig sein, wenn sie entsprechend geringere
Faktorkosten haben: sie haben geringere Löhne, geringere
Sozialleistungen, geringere Aufwendungen beim Umweltschutz. Hier



haben sie einen Wettbewerbsvorteil gegenüber den entwickelteren
Ländern. Wenn man versuchen würde, sie in dieser Situation zu
zwingen, hohe Umweltstandards in ihrer Produktion zu realisieren,
dann ginge dieser Vorteil verloren, sie wären gegenüber den
Industrien mit hoher Produktivität hoffnunslos im Nachteil.
Deshalb muß es das Bestreben der ärmeren Länder sein, diese
Differenz aufrechtzuerhalten. D.h. aber die ärmeren Länder sind
nicht nur dagegen, eine Angleichung auf hohem Niveau zu
realisieren, sie sind auch nicht an einer Angleichung auf
niedrigerem Niveau ineressiert. Die rationalste Strategie für sie
ist es also, alle Bemühungen um eine Vereinheitlichung des
Umweltschutzes zu blockieren.

Aus diesem Beispiel können wir eine generelle Schlußfolgerung
ziehen.

Wir haben gesagt, Demokratie ist nur dort möglich ist, wo Politik
einen Handlungsspielraum hat. Weil die Politik auf nationaler
Ebene nicht mehr genügend Handlungsspielraum hat, ist es richtig,
umfassendere politische Einheiten zu schaffen. Europa könnte eine
solche umfassendere Einheit sein, die der Politik ihre
Souveränität zurückgibt. Nun sehen wir aber in Europa eine
deutliche Differnezierung im Hinblick auf die Materien, die einer
einheitlichen Regelung unterworfen werden. Im Kern ist die
europäische Politik eine Politik der Erzeugung eines gemeinsamen
Marktes. Duch Abbau nationaler Regelungen wird die Freiheit des
Marktes gesichert. Gleichzeitg wird die gemeinsame Gestaltung des
Marktes blockiert. Produktionsbezogener Umweltschutz,
Gesundheitsschutz, Arbeitsmarktpolitik, Lohnpolitik,
Tarifpolitik: Alles dies sind Felder, auf denen es zu einer
gemeinsamen Politik nicht kommt. D.h. aber daß auf diesen Feldern
die Schwäche der nationalen Politik nicht nur eine gemeinsame
europäische Politik kompensiert wird. Umgekehrt ist im Vergleich
zum status quo ante die politische Souveränität geschwächt
worden. Die einzelnen Staaten müssen nach wie vor eine nationale
Umwelt-, Gesundheits- und Arbeitsmarktpolitik betreiben, aber sie
tun dies nun unter den Bedingungen eines ihrer Kontrolle nicht
mehr unterworfenen Marktes: Sie haben im Hinblick auf die freie
Entwicklung dieses Marktes Souveränität abgegeben, aber damit ist
gleichzeitig ihre Souveränität im Hinblick auf das, was sie nach
wie vor national tun müssen, geschwächt worden. (Scharpf 1995:
574)

Hier liegt das eigentliche Demokratieproblem der Europäischen
Union. Viele Kommentatoren denken bei Europäischer Demokratie nur
an das Europäische Parlament. Sie erwarten deshalb ein Steigerung
der Demokratie durch Verstärkung der Rechte des Parlaments. Aber
dabei übersehen sie, daß an der Regulierungsschwäche der
europäischen Politik auch ein gestärktes Parlament nicht
unmittelbar etwas ändern könnte. (Nehmen Sie noch einmal das Bsp.
des Umweltschutzes. Sie haben hier unterschiedliche Interessen
der ärmeren und reicheren Länder. Natürlich wäre es denkbar, daß



10

man in einem Parlament eine Mehrheit für einen verschärften
Unweltschutz erreichen könnte. Aber was würde dann passieren: es
gäbe eine massive Legitimationskrise.)
(Selbst im Ministerrat wird in der Regel bei wichtigen Fragen
nicht mit Mehrheiten entschieden. Er hat zwar nach Maastrich die
Möglichkeit, eine Regelung mit qualifizierter Mehrheit zu
beschließen, aber in der Regel sucht man Einstimmigkeit.)

D.h. gerade da, wo die demokratische Auseinandersetzung notwendig
wäre, nämlich bei der Regulierung des Marktes, keine
Entscheidungsgrundlage. Und die Konstruktion der EU selber
garantiert, daß dies auf lange Zeit so bleiben wird.

Wir haben im Hinblick auf die Deregulierung des Marktes
gemeinsame Regelungen. Und wenn die Interessen der einzelnen
Länder oder einzelner Untenehmen diesen Regelungen
entgegenlaufen, dann sorgt der Europäische Gerichtshof dafür, daß
diese gemeinsamen Regelungen sich durchsetzen. Für die positive
Gestaltung Europas ist dagegen nach wie vor das Aushandeln im
Ministerrat verantwortlich. Hier ist es erforderlich, daß die
Länder mehr oder weniger einen Konsens erreichen. Hier hat darum
umgekehrt jedes Land die Chance, durch das Einlegen eines Vetos
alle Fortschritte zu blockieren. Dies führt zu einer Lähmung der
europäischen Politik.

"Dieser grundlegende institutionelle Unterschied reicht aus, um
die häufig beklagte Asymmetrie zwischen negativer und positiver
Integration in der EG-Politik zu erklären." Scharpf 110.
(Aber dahinter sehen 1. die Differenzen der Länder 2. der nicht
bestehende Wille, die Hindernisse für eine Einigung zu
überwinden, z.B. durch Transferzahlungen)

Sie sehen: es handelt sich um ein sehr paradoxes Resultat. Wir
haben am Anfang festgestellt, daß durch die Entwicklung der
Deregulierung der Märkte die Gestaltungschance von Politik und
Demokratie ausgehebelt wird. Diesen Prozeß kann die Politik
selber verstärken. Wir sehen dies am Beispiel etwa der USA oder
Englands, die den Neo-liberalismus zum Inhalt ihrer Politik
gemacht haben. Viele europäische Länder haben sich dem politisch
widersetzt. Denken sie insbesondere an die nordischen Länder,
aber auch an Frankreich, und selbst in Deutschland ist die
Deregulierung nicht richtig vorangekommen. Man könnte nun
annehmen, daß der Widerstand gegen den Neo-liberalismus sich auf
der europäischen Ebene fortsetzen würde, ja sich sogar verstärken
würde, weil hier die Gestaltungsmöglichkeiten sich verbessern.
Das Gegenteil ist aber der Fall. Der Neo-lieralimus ist auf der
europäischen Ebene verstärkt worden. Und zwar alleine aufgrund
der Struktur, die es einerseits möglich machte, die Märkte zu
deregulieren, andererseits aber die Gestaltung des Marktes zu
blockieren. Man könnte sagen: auf der europäischen Ebene hat sich
der Neo-liberalismus nicht als Programm, sondern als Struktur



durchgesetzt. Kein Parlament, keine Kommission, kein Ministerrat,
kein europäischer Vertrag hat sich für den Neo-Liberalismus als
europäische Strategie ausgesprochen (es gibt keine Margarete
Thatcher auf Europaebene). Aber dies war auch nicht erforderlich,
weil der Neo-Liberalismus sich strukturell durchgesetzt hat.
D.h. durch die Konstruktion der EU ist der sich alternativlos
gebende Neo-Liberalismus, der auf der Ebene der einzelnen Länder
sich nicht richtig durchsetzen konnte, zur grundlegenden
Politikform in Europa geworden.

Ist-zustand. Welche Möglichkeiten (Änderungen)

Lösungen
- Schwierigkeiten verschiedener Modelle: Münch (amerikanisch,
schweizerisch, deutsch)

- Unterschiedliche Geschwindigkeiten
Ein Ausweg könnte die Strategie des "Europa mit zwei
Geschwindigkeiten" oder des "Europa mit variabler Geometrie"
sein. "Insoweit die Konsensschwierigkeiten der positiven
Integration sich aus Interessenkonlfikten zwischen ökonomisch
hochentwickelten und weniger entwickelten Mitgliedsstaaten
herleiten lassen, könnte die explizite Vereinbarung
unterschiedlicher Standards einen Ausweg bieten. Dann könnten die
reichen Länder untereinander sich auf anspruchsvolle Regelungen
festlegen, die ihren eigenen Umweltproblemen gerecht werden und
ihre sozialpolitischen Errungenschaften gegen die Versuchung der
kompetitiven Deregulierung absichern, während die weniger
enwickelten Länder ebenfalls gemeinsame Standards auf niedrigerem
Anspruchsniveau beschließen könnten.
Dahinter steht die Überlegung, daß (es immer noch eine
verhältnismäßig stabile internationale Arbeiststeilung zwischen
hochentwickelten und den weniger entwickelten Ländern gibt, bei
der erhebliche Kostennachteile durch ebenso erhebliche
Produktivitätsvorteile kompensiert werden, und daß deshalb) der
für marktkorrigierende Interventionen schädliche
Standortwettbewerb in erster Linie zwischen Ländern mit annähernd
gleichem Produktivitätsniveau stattfindet. Durch die verbindliche
Festlegung unterschiedlicher Standards könnte also der
Deregulierungswettlauf zwischen den reichen Ländern mit hohem
Regulierungsniveau unterbunden werden. Zugleich könnten die
ärmeren Länder sich aus einer Situation befreien, in der sie
durch die Unterbietungskonkurrenz untereinander von einer
Erhöhung ihres Regulierungsniveaus abgehalten werden - und sie
könnten dies erreichen, ohne dadurch ihre Wettbewerbsfähigkeit
gegenüber den reichen Ländern zu zerstören. Im Zuge ihrer
wirtschafltichen Entwicklung könnte dieser "untere" Standard dann
schrittweise angehoben und dem "oberen" angeglichen werden."
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In eine ähnliche Richtung zielen Überlegungen, die unter dem
Konzept "Europa der Relativitäten" angestellt werden. "Es
impliziert, daß überall dort, wo dies möglich und sinnvoll ist,
EG-einheitliche Regelungen nicht durch absolute, sondern durch
relative Maßstäbe, die den jeweiligen Entwicklungsstand
berücksichtigen, definiert werden. (Beispielsweise könnte so das
in jedem Land zu erzielende Aufkommen einer EG-weiten
Umweltsteuer als ein Prozentsatz des jeweiligen Brutto-
Inlandsprodukts festgelegt werden, so daß die andernfalls zu
erwartende überproportionale Belastung der weniger entwickelten
Länder vermieden werden kann.)

Dasselbe wäre im Hinblick auf die Festlegung bestimmter
Sozialstandards möglich. Wir haben gegenwärtig eine hohe
Korrelation zwischen der Höhe des Bruttoinlandsprodukts (BIP) pro
Einwohner und dem BIP-Anteil, den jedes Land für Sozialausgaben
insgesamt aufwendet. D.h. reichere Länder geben überproportional
mehr für soziale Sicherung aus als Ärmere.
Ausgeschlossen ist in dieser Situation, daß alle Länder auf einen
einheitlichen Prozentsatz für Sozialausgaben verpflichtet werden.
Dagegen würde es durch die gegenwärtig bestehende Struktur
nahegelegt, einen einheitlichen Standard, der relativ gestaltet
ist, festzulegen. Wenn es gelänge, eine explizite europäische
Konvention über den (relativ fixierten) Mindestaufwand für
soziale Sicherung zu erstellen, dann könnte die Gefahr der
Unterbietungskonkurrenz ausgeschlossen werden, ohne daß es zu
einer strukturellen Vereinheitlichung der europäischen
Sozialstaaten kommen müßte. (Scharpf 1997: 189)

Neben diesen eher material ausgerichteten Überlegungen zur
Rückgewinnung politischer Gestaltungsfähigkeit gibt es eine Reihe
von Vorschlägen, wie formell die Beteiligung der Bürger an
Europäischer Politik und damit Demokratie in Europa verstärkt
werden könnte.

Aus der Fülle der Vorschläge möchte ich zwei herausgreifen, weil
sie einen Hinweis darauf geben, daß es in Europa neben den
repräsentativen Vertretungsorganen, also dem Europäischen
Parlament, auch andere Formen der Beteiligung wird geben müssen.

Der eine Vorschlag, den ich erwähnen möchte, zielt auf die
Abhaltung europaweit durchgeführter Referenda. Das Referendum
stellt eine Form der direkten Demokratie dar: der Bürger ist
aufgerufen, zu bestimmten Sachthemen seine Meinung zu äußern. Mit
dem Referendum ist (wie gerade das Beispiel der Schweiz zeigt)
etwas verbunden, was gerade im Europäischen Rahmen
außerordnetlich wichtig ist: es wird im Umkreis des Referendums
eine sehr intensive Diskussion angestoßen. Der Bürger wird nicht
einfach mit Ergebnissen der Politik konfrontiert, sondern er muß
sich mit den Hintergründen, den sachlichen Schwierigkeiten und
mit den verschiedenen Interessenpositionen auseinandersetzen. Das



wiederum könnte bei einem europaweiten Referendum zur Konsequenz
haben, daß die Spaltungslinien, die in den Diskussionen aufgebaut
werden, nicht die zwischen Ländern ist, sondern quer zu diesen
verläuft. Schon jetzt zeichnet sich z.B. ab, daß Umweltschützer
in der europäischen Gemeinschaft auch bei sehr unterschiedlichen
nationalen Voraussetzungen gemeinsame Interessen entwickeln
können. (Ein sehr wichtiges Beispiel dafür war übrigens die
Auseinadersetzung um die Brent Spar.)  Auf diese Weise könnte der
Zusammenhang zwichen den Bürgern der EU und insbesondere die
wechselseitige Verständigung über die jeweils verschiedenen
Problemlagen wachsen.

Der zweite Vorschlag bezieht sich auf den Bedeutungszuwachs von
intermediären Organisationen. (zwischen Staat und Markt) Dazu
zählen natürlich insbesondere die sozialen Bewegungen. Diese
bilden sich zunächst im nationalen Rahmen heraus, aber von einem
bestimmten Punkt ihrer Entwicklung an betreten sie auch die Bühne
der intentaioneln Politik. Das kann man bsp. an der
Umweltbewegung studieren, die mittlerweile bei internationalen
Umweltkonferenzen beinahe ein selbstverständlicher
Konferenzteilnehmer ist. NGOs haben hier eine gewisse Prominenz
erworben. (Schmalz-Bruns 78) Sie übernehmen wichtige
Informations- und Legitimationsfunktionen. Je nachdem werden sie
geschätzt als "Problmindikator, Kritiker und Ankläger" oder als
"willkommener Bündnispartner im Falle gespaltener Entscheidungen"
oder auch als "geradzu umworbener Ratgeber, Helfer oder Exekutor
bei der Politikimplementation". Das Muster einer Kooperation
zwischen politischen Professionellen und nicht-staatlichen
Bewegunsorgansiationen beginnt sich inzwischen auch auf der
Zentralebene der europäischen Politik durchzusetzen. Damit kann
eine Entwicklung korrigiert werden, die in den ersten Jahrzehnten
der Brüsseler Politik sich durchgesetzt hatte, daß nämlich daß
die Kommission sich vor allen Dingen mit den Vertretern der
europäischen Unternehmerschaft verständigte, wenn es darum ging,
Gesetzesinitiativen vorzubereiten. Inzwischen haben sich auf dem
Feld der Verhandlungen auch die nichtstaatlichen Organisationen
festgesetzt. Wie im Fall des Referendums ist von dieser
instituionellen Entwicklung zu erwarten, daß sie auf einer Ebene
unterhalb der formellen Strukturen des Parlaments Diskussionen
zwischen Bürgern der EU in Gang setzt und damit das Bewußtsein
von den gemeinsam zu lösenden europäischen Problemen und damit
auch von der Notwendigkeit des Zusammenwachsens Europas
verstärken.

Lassen Sie mich zum Abschluß noch einmal zusammenfassend sagen,
daß es bei der Frage, wie die Demokratie in Europa sich
entwickelt, nicht in erster Linie darum geht, wie die
Institutionen, die gegenwärtig als Statthalter der Demokratie
operieren, insbesondere das Europäische Parlament, verbessert
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werden können. Verbesserungen auf dieser Ebene sind möglich, aber
sie sind nicht das Entscheidende. Deshalb habe ich das
Schwergewicht meiner Überlegungen darauf gelegt zu zeigen, daß
aufgrund einer strukturellen Vorentscheidung in Europa die Gefahr
entstanden ist, daß die Politik alternativlos wird. In erster
Linie geht es deshalb darum, den Raum politischer Alternativen
wieder zu öffnen. Und das wird nur möglich sein, wenn unterhalb
der Ebene Brüsseler Verhandlungen von Kommission und den
Spitzenverbänden der Wirtschaft eine Kommunikation von Bürgern in
Europa in Gang kommt, die die europäischen Probleme als
gemeinsame erkennen lassen und von daher das Interesse wecken,
über enge nationale Interessen hinaus an der Lösung von Problemen
zu arbeiten, die im Rahmen einer national verfaßten Demokratie
nicht mehr zu bewältigen sind.
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